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1
Leiharbeit in Deutschland:
Akzentverschiebungen im
öffentlichen Diskurs

Die gewerbliche Arbeitnehmerüberlas-
sung, kurz Leiharbeit oder Zeitarbeit ge-
nannt, hatte lange ein ausgesprochen
schlechtes Image in der deutschen Öffent-
lichkeit. Leiharbeit wurde gleichgesetzt mit
schlechterer Entlohnung, ungünstigeren
Arbeitsbedingungen und unzureichenden
Partizipationschancen. Zwar besaß die
Leiharbeit von Anfang an diverse Fürspre-
cher im Umfeld einschlägiger Wirtschafts-
verbände, doch erst seit Mitte der 1990er
Jahre setzt sich diese Wahrnehmung auch
in breiteren Teilen der Öffentlichkeit
durch: Leiharbeit wird mehr und mehr als
eines der wenigen rein marktwirtschaftlich
organisierten Phänomene beurteilt, die
zum Abbau der Arbeitslosigkeit beitragen
können. Leiharbeit gilt außerdem als neue,
moderne, flexible Arbeitsform, die weiter
wachsende Verbreitung finden wird, lässt
sie sich doch in den allgemeinen Trend der
Flexibilisierung von Arbeit einordnen
(Hellhake 1998, S. 16; Haastert 1997,
S. 217) und passt überdies gut in das Bild
des selbstverantwortlichen, kreativen und
risikobereiten „neuen“ Arbeitnehmertypus
in einer globalisierten, kommunikativen
Ökonomie (Haastert 1997, S. 199ff; Paul-
mann/Miegel 2000, S. 2). Das vermehrte
Auftreten sowie die Entwicklungschancen
von Leiharbeit als neuer, flexibler Beschäf-
tigungsform werden dabei auch verbunden
mit den Tendenzen der Erosion des Normal-
arbeitsverhältnisses1 und dem Auftreten 
des Arbeitskraftunternehmers (explizit bei
Paulmann/Miegel 2000; Begriff von Voß/
Pongratz 1998).

der Leiharbeit zur „Familie“ der prekären
Beschäftigungsformen2 ursächlich sind.

Sozialhistorisch ist Leiharbeit ein –
wenn auch kleines – Element der seit rund
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Das Wachstum der Leiharbeit und einzelne Beispiele ihrer intensiven Nutzung sowie ihre gewandelte Rolle im arbeitsmarktpolitischen 
Diskurs werfen die Frage auf, wie prekär diese Beschäftigungsform heute noch ist. Gleichzeitig stellt ihre zwar zunehmende, aber 
insgesamt dennoch geringe Verbreitung in der Fläche den Beitrag der Leiharbeit zur betrieblichen Flexibilität zur Diskussion. Im Fol-
genden werden diese Fragestellungen anhand repräsentativer Daten aus dem IAB-Betriebspanel, ergänzt durch qualitative Befunde,
untersucht.

Seit Ende der 1990er Jahre nehmen
auch die Gewerkschaften, die SPD und die
Arbeitsverwaltung pragmatische Haltun-
gen gegenüber der Leiharbeit ein. Gleich-
wohl zeigen Diskussionen, dass Leiharbeit
noch keineswegs völlig normal und alltäg-
lich, sondern immer noch eine besondere
Form der Arbeit ist, deren negative Begleit-
erscheinungen durch sinnvolle Eingriffe
abgemildert werden müssen (Seifert 2000;
Düwell 2000; Kittner 2000). Auch sind aus
der Forschung kritische Stimmen zu ver-
nehmen, die auf eine fortbestehende rand-
ständige Position der LeiharbeiterInnen in
der Arbeitswelt (Vogel 2004, S. 8) hinwei-
sen, gerade auch im Hinblick auf (Un-)Si-
cherheit, sozialen Status und Einkommen.

Was ist nun das Besondere an Leihar-
beit? Von anderen Arbeitsverhältnissen ab-
weichend ist Leiharbeit charakterisiert
durch heterogene Betriebs- bzw. Unter-
nehmenszugehörigkeiten der Leiharbeit-
nehmer: Ihr Arbeitsplatz befindet sich im
Entleihbetrieb, die Verausgabung ihrer Ar-
beitskraft und die Kontrolle derselben fin-
det dort statt; sie sind dadurch faktisch An-
gehörige der sozialen Einheit „Entleihbe-
trieb“. Im Gegensatz zu dessen übriger Be-
legschaft genießen sie hier jedoch nicht die
damit normalerweise verbundenen rezi-
proken Tauschleistungen wie Entlohnung
und Partizipation. Diese erhalten sie von
ihrem Verleihunternehmen, dem sie formal
angehören.

Dieses eigentümliche „Dreiecksverhält-
nis der Leiharbeit“ zwischen Arbeitneh-
mer, Entleihbetrieb und Verleihfirma, das
durch das Auseinanderfallen von Arbeits-
und Beschäftigungsverhältnis entsteht,
macht den atypischen Charakter dieser Ar-
beitsform aus (Garhammer 2002). Gleich-
zeitig konstituieren diese Spezifika auch
bestimmte Problemszenarien des Leihar-
beitsverhältnisses, die für die Zurechnung
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1 Zur Diskussion um die Auflösung des Normal-
arbeitsverhältnisses vgl. Bosch 2001; Hoffmann/
Walwei 2000; Dombois 1999; zur daran anschlie-
ßenden neueren Diskussion um Flexicurity vgl.
Kronauer/Linne 2005.

2 Im Rückgriff auf Bourdieu (z. B. 2000) und Castel
(2000) verbindet Klaus Dörre (2005) die Genese
bzw. Ausweitung prekärer Beschäftigungsformen
mit einem sozialhistorischen Wandlungsprozess
von der fordistischen zur nachfordistischen Regu-
lierung der Arbeitsgesellschaft, die sich im Hin-
blick auf Mittel und Grad der sozialen Inklusion
von ihren Vorgängern unterscheidet.
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vier Jahrzehnten stattfindenden De-Stan-
dardisierung und Re-Flexibilisierung der
Unternehmensorganisation und der Märk-
te, insbesondere des Arbeitsmarkts. Doch
Flexibilisierung von Arbeit ist nicht not-
wendigerweise immer und für alle Beteilig-
ten ein positiver Prozess. Neue Unsicher-
heitszonen und Asymmetrien können ent-
stehen und das Alltagshandeln sowohl für
Teile des Managements als auch für Arbeit-
nehmer komplexer machen. Die Ambiva-
lenzen im Managementhandeln angesichts
betrieblicher Reorganisationsprozesse sind
im Rahmen der Rationalisierungsfor-
schung seit Längerem bekannt. Hinsicht-
lich der Alltagssituation von Arbeitneh-
mern zeigen viele neuere Untersuchungen
zur zeitlichen Flexibilisierung, dass Flexibi-
lisierungsprozesse in Betrieben nicht not-
wendigerweise und zwingend mit den Prä-
ferenzstrukturen von Beschäftigten kon-
form gehen (Linne 2002; Promberger et al.
2002). Für beschäftigungsbezogene Flexi-
bilisierungsmuster wie die Leiharbeit stellt
sich die Frage noch etwas anders: Wie ver-
hält es sich mit Asymmetrien und Unsi-
cherheitszonen in den Handlungskontex-
ten von Beschäftigten in solchen atypi-
schen Arbeitsformen, insbesondere in den
prekaritätsrelevanten Dimensionen Ar-
beitsqualität, Entlohnung, Mitbestimmung
und Sozialintegration? Um die Fragen von
Prekarität und Flexibilität der Leiharbeit
geht es in den folgenden Ausführungen.
Nach Darstellung einiger Basiszahlen (Ab-
schnitt 2), folgen Befunde zum Flexibilisie-
rungsbeitrag der Leiharbeit (Abschnitt 3).
Daran anschließend wird die Leiharbeit
daraufhin untersucht, ob sie in zentralen
Dimensionen des Beschäftigungsverhält-
nisses Indizien für Prekarität aufweist.
Hierzu zählen das Beschäftigungsverhalten
der Arbeitgeber (Abschnitt 4), die Inklu-
sion von Leiharbeitnehmern in die Prozes-
se der betrieblichen Mitbestimmung (Ab-
schnitt 5) und die Auswirkungen der Tari-
fierungsbewegung vor allem hinsichtlich
der Entlohnung (Abschnitt 6). Eine kurze
Bilanz bildet den Schluss (Abschnitt 7).

2
Verbreitung und Nutzungs-
intensität in deutschen 
Betrieben

Ganz pauschal betrachtet nutzen derzeit 2
bis 3 % aller Betriebe3 in Deutschland das

Instrument der Leiharbeit, rund 1,5 % al-
ler sozialversicherungspflichtig Beschäftig-
ten sind Leiharbeiter. Dabei werden etwa
325.000 Leiharbeiter4 in etwa 50.000 Be-
trieben eingesetzt (Jahresmitte 2005). Leih-
arbeit ist hochgradig konjunkturabhängig,
insofern schwanken diese Werte im Zeit-
verlauf etwas.

Kleinbetriebe setzen extrem selten Leih-
kräfte ein, hingegen ist Leiharbeit in Groß-
betrieben (über 500 Beschäftigte) häufiger
anzutreffen, dort machen 39 % der Betrie-
be Gebrauch von Leihkräften. Der Einsatz-
schwerpunkt liegt nach wie vor im Verar-
beitenden Gewerbe, dort sind sowohl der
Anteil der Nutzerbetriebe wie auch die An-
teile der Leiharbeit an der Beschäftigung
deutlich höher als in anderen Branchen
(ohne Tabelle). Hier unterscheidet sich
Deutschland stark von anderen Ländern, in
denen Leiharbeit vor allem im Dienstleis-
tungssektor eingesetzt wird. Nichtsdesto-
weniger belegen die Berufsstruktur der
Leiharbeit (Bellmann/Promberger 2002),
aber auch die wachsende Zahl der Dienst-
leistungsbetriebe mit Leiharbeit (Promber-
ger et al. 2005), dass diese atypische Be-
schäftigungsform sich über ihren indus-
triellen Ursprung hinaus ausbreitet.

Generell ist die Zahl der eingesetzten
Leiharbeiter meist nicht hoch: 2004 setzten

– wie in den Vorjahren (seit 2002) auch –
vier von fünf Betrieben mit Leiharbeit
(82,7 %) maximal fünf Leiharbeiter ein.
Ein Drittel aller Betriebe mit Leiharbeit
hatte am 30.6.2004 nur einen Leiharbeit-
nehmer, zwei Drittel bis zu zwei Leasing-
kräfte im Haus. Verglichen mit den Zahlen
für befristete Beschäftigung, Teilzeitarbeit
und freie Mitarbeit u. ä. ist Leiharbeit somit
die am seltensten anzutreffende atypische
Beschäftigungsform auf dem deutschen

3 Basis sind alle von der Bundesagentur für Arbeit im
Rahmen der Sozialversicherungsmeldung erfass-
ten Betriebe mit mindestens einem/einer sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten, derzeit rund
2,1 Mio. Betriebe. 

4 Differenzen zur Arbeitnehmerüberlassungs-
(ANÜ)-Statistik der Bundesagentur für Arbeit er-
klären sich daraus, dass diese den kompletten Be-
stand an Leiharbeitern abbildet, während das IAB-
Betriebspanel nur die tatsächlich eingesetzten
Leihkräfte erfasst. In den vergangenen Jahren be-
trug diese Differenz regelmäßig rund 30 %. Sie
setzt sich vor allem aus Leihkräften zusammen, die
sich in Urlaub befinden, erkrankt sind, oder für die
gerade kein Einsatz vorhanden ist. Noch größer ist
die Differenz zu Berechnungen aus dem Sozio-
ökonomischen Panel (SOEP), beispielsweise von
Schlese et al. (2005). Hier kommt zur Differenz
von tatsächlich eingesetzten Leiharbeitern noch
der Effekt des zeitraumbezogenen Erfassungskon-
zepts im SOEP hinzu. 

Tabelle 1: Atypische Beschäftigungsformen in deutschen Betrieben am
30.6.2004 (Basis: Betriebe, die die jeweilige Beschäftigungsform praktizieren)

Leiharbeiter- Befristete Teilzeit- Freie Aushilfen,
Innen beschäftigte Mitarbeiter- PraktikantInnen

Innen
Mittelwert  pro Betrieb 5,27 6,08 5,51 4,66 2,37
Summe Beschäftigte 283.000 1.825.000 6.925.000 515.000 831.000
Zahl Betriebe 54.000 300.000 1.257.000 111.000 351.000

Quelle: IAB-Betriebspanel 2004; Eigene Berechnungen.
Hans Böckler
Stiftung

Abb. 1: Anzahl Leiharbeitnehmer - Jahresdurchschnitt in Tsd. -
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Arbeitsmarkt bzw. in deutschen Betrieben
(Tabelle 1).

Nach wie vor dominieren kurzfristige
Einsätze von Zeitarbeitnehmern, doch be-
steht ein deutlicher Zusammenhang zwi-
schen dem Qualifikationsanspruch der
Tätigkeit und der Einsatzdauer: So sind die
Einsätze länger, je häufiger Facharbeiter
eingesetzt werden. Auch in den seltenen
Fällen, in denen Leihkräfte mit akademi-
schen Qualifikationen beschäftigt werden,
kommt es in der Tendenz zu langen Einsät-
zen. Das gleiche gilt für die wenigen Betrie-
be, die intensiv und dauerhaft Leiharbeit
nutzen. Hilfstätigkeiten im industriellen
Bereich und zunehmend auch im gering
qualifizierten Dienstleistungsbereich sind
jedoch immer noch bestimmend für die
Realität der Arbeitnehmerüberlassung; das
echte, als solches eingesetzte Facharbeiter-
segment beläuft sich auf 35 % aller Leihar-
beiter im ersten Halbjahr 2003, Akademi-
ker machen unter den eingesetzten Leih-
kräften rund 1 % aus.

Ist die Arbeitnehmerüberlassung also
lediglich ein Randphänomen des deut-
schen Arbeitsmarktes? Zwar sieht es zu-
nächst so aus, doch würde man dieser Be-
schäftigungsform mit einer solchen Ein-
schätzung nicht ganz gerecht. In der Tat
weist eine Betrachtung der betrieblichen
Leiharbeitsquoten – das sind die Anteils-
werte, die auf die Leiharbeiter im Verhält-
nis zu den übrigen Mitarbeitern des Be-
triebs entfallen – eine Gruppe von Betrie-
ben aus, die das Instrument Leiharbeit in-
tensiv nutzen: So hatten 2004 rund 40 %
der Einsatzbetriebe5 mit mindestens zehn
Beschäftigten Leiharbeiteranteile von min-
destens 10 %. Bei größeren Betrieben (über
150 Beschäftigte) belaufen sich diese Inten-
sivnutzer auf rund 10 % der Einsatzbetrie-
be – bei leicht wachsender Tendenz.

In diesen Unternehmen spielt Leihar-
beit eine zentrale Rolle im betrieblichen
Flexibilisierungshandeln: Auftragsspitzen
und andere Engpässe werden grundsätz-
lich auch unter Zuhilfenahme von Leih-
kräften bewältigt. Fallstudienbefunde und
weitere Berechnungen zeigen, dass dieses
Segment der Intensivnutzer vor allem aus
hochtarifigen Fertigungsbetrieben des Ver-
arbeitenden Gewerbes mit hohem Anteil
an stark zerlegter manueller Fertigung
(z. B. Automobilindustrie und Zulieferer),
aber auch aus bestimmten Dienstleistungs-
betrieben (z. B. Callcenter, Gebäudereini-
gung) besteht. Lohnkostensenkung und
der Wechsel in billigere Tarifstrukturen,

aber auch der vergleichsweise einfache Ka-
pazitätsrückbau im Falle rückläufiger Aus-
lastung sind die Hauptmotive solcher Be-
triebe, Leiharbeit zu nutzen. Betriebsorga-
nisatorisch finden sich hier nicht selten ein-
zelne abgeschlossene funktionale Einheiten
der Betriebe, die komplett mit Zeitarbei-
terInnen besetzt sind (Teilbereiche der Vor-
fertigung, Montagelinien, zeitlich begrenz-
te Callcenterkampagnen, Catering eines
einzelnen Events, Reinigung eines Ob-
jekts). Bisweilen besteht dabei auch die un-
terste Vorgesetztenebene aus Leiharbeitern.
Personalbetreuung und Kapazitätssteue-
rung werden von einem vor Ort befindli-
chen Disponenten der Verleihfirma vorge-
nommen (On-Site-Management).

Insgesamt zeigt sich eine deutliche He-
terogenität der Situation, in denen Betrie-
be Leiharbeitnehmer einsetzen: Die gerin-
ge und nur punktuelle, wenig intensive
Nutzung im Gros der Betriebe steht einem
umfänglichen Einsatz in einer nicht ganz
kleinen Gruppe von Intensivnutzern ge-
genüber. So viele arbeitspolitische Proble-
me sich mit der intensiven und dauerhaf-
ten Nutzung der Leiharbeit in einzelnen
Betrieben auch verbinden mögen: Bezogen
auf die Gesamtwirtschaft machen die 
Intensivnutzer von Leiharbeit weniger als 
1 % aller Betriebe aus, bewegen sich also
knapp an der statistischen Nachweisgrenze.
Quantitative Aussagen über künftige Ent-
wicklungstrends des Intensivnutzerseg-
ments sind auf dieser Basis nicht möglich.

3
Zum Flexibilisierungs-
beitrag der Leiharbeit

In Zeiten der globalisierten Konkurrenz ist
betriebliche Flexibilität zur Überlebensbe-
dingung geworden; seit Ende der 1970er
Jahre ist sie aus dem wirtschaftspolitischen
Diskurs nicht mehr wegzudenken. Leihar-
beit bietet sich als Flexibilisierungsmittel
par excellence an. Doch die betriebliche
Wirklichkeit sieht meist anders aus: Da-
nach befragt, mit welchen personalwirt-
schaftlichen Mitteln sie auf Auslastungs-
schwankungen reagieren, gaben die meis-
ten Unternehmen – in dieser Reihenfolge –
Überstunden, Arbeitszeitkonten, Teilzeit-
beschäftigung, geringfügige Beschäftigung
und befristete Arbeitsverträge an. Erst da-
nach – auf Platz sechs – kommt die Leihar-
beit.

Ein Teil der Flexibilisierungsforschung
geht zumindest implizit davon aus, dass es
grundlegende betriebliche Präferenzen für
„interne“ (z. B. zeitbezogene) oder „exter-
ne“ (z. B. beschäftigungsbezogene) Strate-
gien der Flexibilisierung gibt, sodass bei-
spielsweise der Einsatz von Arbeitszeitkon-
ten den Einsatz von Leiharbeit ausschlös-
se.6 Interessanterweise ist dies in der Praxis
nicht beobachtbar. Vielmehr koexistiert
Leiharbeit im Betrieb hervorragend mit
den meisten anderen Flexibilisierungsfor-
men: Multivariate Analysen (z. B. Bell-
mann 2004) ergaben positive Zusammen-
hänge zwischen dem Einsatz, aber auch den
Anteilswerten, die Leiharbeit erreicht, und
dem Vorhandensein von Arbeitszeitkon-
ten, Überstunden, Befristungen. Die meis-
ten Unternehmen beantworten ihren Fle-
xibilitätsbedarf mit einem Bündel an Maß-
nahmen, je nach Struktur des Bedarfs und
nach funktionalen Gesichtspunkten. Mit
entscheidend ist dabei, dass Zeitarbeiter in
den meisten Betrieben – von den Intensiv-
nutzern abgesehen – vor allem für kurzfris-
tigen, unvorhersehbaren und hinsichtlich
seines Endes nicht genau zu terminieren-
den Personalbedarf von nicht allzu langer
Dauer eingesetzt werden, zu dessen
Deckung interne Kapazitäten nicht ausrei-
chen: Krankheitsausfälle, Störungen im
Produktionsprozess, die Zusatzarbeit er-
fordern, unerwartete Auftragseingänge.

Der Einsatz von Leiharbeit hat dabei
den Vorteil, ohne Such- und Entlassungs-
kosten sofort begonnen und beendet wer-
den zu können. Der Nachteil ist, dass die
Leihkräfte meist nicht über komplexeres

5 Zahlenmäßig ist das Segment der Intensivnutzer
schwierig einzugrenzen. Gerade bei kleinen und
kleinsten Betrieben, die ja den Löwenanteil der
von der Bundesagentur für Arbeit erfassten Wirt-
schaftseinheiten ausmachen, schlägt die Beschäf-
tigung von ein oder zwei Leiharbeitern sofort mit
einem hohen Anteilswert zu Buch. Um solche Ver-
zerrungen zu vermeiden, wurden im vorliegenden
Projekt Schwellenwerte definiert. So finden nur
Betriebe mit mindestens zehn direkt im Betrieb
eingestellten sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigten (SVB) und mindestens zwei Leiharbei-
tern Eingang in die erste Variante der Berechnung
der Nutzungsintensität. In einer zweiten, noch
konservativeren Variante wird die Schwelle auf
150 direkt eingestellte sozialversicherungspflichti-
ge Beschäftigte und mindestens zwei Leiharbeiter
angehoben. In den unterhalb der Schwellenwerte
liegenden Betrieben können Einzelereignisse
„künstlich“ hohe Anteilswerte verursachen. 

6 Vgl. die Übersicht über Flexibilisierungstypen bei
Bellmann/Hohendanner in diesem Heft.
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kalkulierte – Stammbelegschaft nicht so
schnell gefährdet, da zunächst die Randbe-
legschaft abgeschmolzen wird.

Dies bedeutet nicht unbedingt, dass Be-
triebsräte aktive Verfechter einer leihar-
beitsorientierten Randbelegschaftsstrate-
gie wären, ganz im Gegenteil: Prinzipiell
wird diese Beschäftigungsform – analog zu
gewerkschaftspolitischen Grundsatzposi-
tionen – abgelehnt, doch praktisch wird
Leiharbeit als Bestandteil der Strategie des
Managements akzeptiert. Das in dieser Per-
spektive „notwendige Übel“ der Arbeitneh-
merüberlassung hat, sofern nicht exzessiv
genutzt, eben auch positive Aspekte für die
Stammbelegschaft, der sich Betriebsräte
besonders verpflichtet fühlen. Eine Zustän-
digkeit für die Leiharbeitnehmerschaft in
arbeitspolitischen Fragen wird in der Regel
nicht gesehen, doch eine Minderheit von
Betriebsräten definiert sich wenigstens als
Ansprechpartner, wenn Leiharbeiter nach
Übernahmemöglichkeiten fragen. Biswei-
len drängen Betriebsräte das Management
auch zur Bevorzugung der Zeitarbeiter aus
„gemeinnützigen Verleihfirmen“,8 zur Ko-
operation mit Firmen, die die DGB-Tarif-
verträge zur Leiharbeit anerkennen, und
zum Verzicht auf eine allzu exzessive Nut-
zung der Arbeitnehmerüberlassung. Die
überwiegende Mehrheit von 18 der 20 in-
tensiv befragten Betriebsräte schöpft den
Mitbestimmungsspielraum der §§ 75, 80,
85, 87, 99 des Betriebsverfassungsgesetzes
(BetrVG) und des flankierenden §14 III Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG)
jedenfalls keineswegs aus.

Eine kleine Minderheit von Betriebsrä-
ten hingegen sieht die Gefahr einer be-
triebspolitischen Marginalisierung ihrer
Position durch hohe und wachsende Leih-
arbeiteranteile und antwortet offensiv, in-
dem die Leiharbeiter in die alltägliche Ver-
tretungsarbeit einbezogen werden. Zusätz-
lich wird diese Strategie motiviert durch
das in der jüngsten BetrVG-Novelle veran-
kerte aktive Wahlrecht der Leiharbeiter im
Einsatzbetrieb bei Einsätzen von mindes-
tens drei Monaten Dauer (§ 7 BetrVG).

Grundsätzlich gilt die Mitbestimmung
nach BetrVG auch für die Beschäftigten in
der Verleihbranche, die in ihrer Verleihfir-

Weiterbildung ist in Verleihfirmen deutlich
seltener als anderswo. Die Personalfluktua-
tion ist überdurchschnittlich hoch, die Ver-
weildauer der Beschäftigten ist im Schnitt
äußerst gering – wer eine Chance dazu hat,
versucht der Leiharbeit so schnell wie mög-
lich wieder zu entkommen.

Doch es gibt auch andere Beispiele:
Vereinzelte Unternehmen, so beispielswei-
se auch die eigenen Verleihfirmen großer
Industriekonzerne und etliche so genannte
„Nebenzweckbetriebe“, richten sich nach
den Flächentarifen der Mutterunterneh-
men oder des eigenen Hauses, die oftmals
höher ausfallen, als die ortsüblichen Leih-
arbeitstarife. Insbesondere auch die nicht
vorrangig gewinnorientierten Verleiher –
von Beschäftigungs-, Qualifikations- und
Auffanggesellschaften bis zu lokalen oder
konzern- und branchenbezogenen Arbeits-
kräftepools – entlohnen höher als kom-
merzielle Verleiher, ebenso fördern sie ten-
denziell die Entstehung von Mitbestim-
mungsstrukturen. Auf Basis des IAB-Be-
triebspanels von 2003 lässt sich schätzen,
dass rund ein Zehntel des bundesdeut-
schen Leiharbeitsmarktes – gerechnet nach
Beschäftigtenzahlen – auf Verleiher dieser
Art entfällt. Sie zeigen, dass Verleihfirmen
nicht notwendigerweise „bad shops“,
schlechte Arbeitgeber sind – oder sein müs-
sen.

5
Nachholbedarf in Sachen
Mitbestimmung

Eine wesentliche Dimension der Frage
nach Prekarität oder Integration ist der
Grad der Teilhabe von Beschäftigten an
Entscheidungsprozessen im Rahmen der
betrieblichen Mitbestimmung. Multivaria-
te Analysen weisen aus, dass in Einsatzbe-
trieben mit Betriebsrat die Wahrschein-
lichkeit höher ist, Leiharbeiter anzutreffen,
als in betriebsratsfreien Betrieben (Prom-
berger/Theuer 2004). Qualitative Befunde
belegen überdies, dass der Mehrheit der be-
fragten Betriebsräte der mäßige Einsatz des
Instruments Leiharbeit insofern zupass
kommt, als er hilft, die Beschäftigung 
der Stammbelegschaft stabiler zu halten 
(Bellmann/Promberger 2002). Kapazitäts-
schwankungen werden durch Anpassung
der Zahl der Leiharbeiter und anderer
Randbelegschaftsteile ausgeglichen, bei re-
zessiven Entwicklungen ist die – kleiner

betriebliches Erfahrungswissen verfügen.
Daher sind sie vor allem dort effektiv ein-
setzbar, wo diese Komponente der Qualifi-
kation wenig bedeutsam ist: Routinetätig-
keiten wie einfache Montage-, Transport-,
Zuführ-, Einlege- und Abnahmetätigkei-
ten, einfache Kommunikations- und Ver-
waltungsarbeiten usw. Überall, wo dies
überschritten wird, kommt es entweder zu
längeren Einsätzen in Zusammenhang mit
Intensivnutzungskonzepten, zu Übernah-
men in die Stammbelegschaft oder zu einer
Bevorzugung anderer Flexibilisierungsfor-
men. Zeitkonten sind ähnlich leicht auf-
und abzubauen, doch stoßen sie gerade bei
knapper Personaldecke schnell an Kapa-
zitätsgrenzen. So stellen Leiharbeit und Be-
fristungen den nächsten Schritt nach einer
Ausdehnung der Arbeitszeit mittels Zeit-
konten und Überstunden dar. Befristungen
sind zwar mit gewissen Suchkosten ver-
bunden und schlecht vor Vertragsablauf re-
versibel, bekommen jedoch im Feld mittel-
bis längerfristigen Kapazitätsbedarfs klare
Vorteile zugeschrieben. Dies geht einher
mit der Tatsache, dass Befristungen im
Marktsegment höher qualifizierter Be-
schäftigung – vom gut qualifizierten Fach-
arbeiter bis zum/zur Akademiker/in – weit
besser etabliert und akzeptiert sind. Auch
bestehen die Kostenvorteile der Leiharbeit
gegenüber Befristungen vor allem beim
kurzfristigen Einsatz eher gering qualifi-
zierter Beschäftigter (Schröder 1997). Leih-
arbeit unterscheidet sich also tendenziell
von „regulärer“ Arbeit auch durch die
niedrigeren Qualifikationsanforderungen
und die damit üblicherweise verbundenen
geringeren Identifikationsmöglichkeiten.

4
Personalpolitik in der 
Verleihbranche

Hinsichtlich der Personalpolitik lassen sich
folgende Unterschiede zwischen den kom-
merziellen Verleihern und der übrigen
Wirtschaft belegen: Verleiher tendieren an-
ders als andere Branchen stärker zum Heu-
ern und Feuern – so wird nach Ergebnissen
des IAB-Betriebspanels von 2003 in der
Verleihbranche jedes dritte Arbeitsverhält-
nis durch eine Arbeitgeberkündigung be-
endet, in der Gesamtwirtschaft nur jedes
siebte.7 Das Risiko, entlassen zu werden, ist
in der Verleihbranche damit deutlich höher
als in der übrigen Wirtschaft. Betriebliche

7 Ohne Auslaufen befristeter Verträge, ohne be-
triebsbedingte Kündigungen.

8 Schröder (1997) prägte hierfür den inhaltlich tref-
fenden aber sperrigen Begriff der „Arbeitneh-
merüberlassung in Vermittlungsabsicht“.
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ma einen Betriebsrat wählen können, der
ihre Interessen gegenüber dem Arbeitgeber
vertritt. Doch hierzu kommt es in der Ver-
leihbranche weit seltener9 als in den Be-
trieben der übrigen Wirtschaft. Praktisch
wirken die besonderen Bedingungen der
gewerblichen Arbeitnehmerüberlassung
(Hauptzweckbetriebe) restriktiv auf die
Gründung und Tätigkeit von Betriebsrä-
ten.Auch in der qualitativen Untersuchung
konnten, trotz intensiver Suche,10 keine
kommerziellen Verleihfirmen mit Betriebs-
rat gefunden werden – außer bei den Bran-
chenriesen. Es steht zu vermuten, dass die
hohe Fluktuation der Beschäftigten wie
auch ihr ausschließlicher Einsatz außerhalb
der Betriebsstätte des betriebsverfassungs-
rechtlichen Arbeitgebers kollektive Prozes-
se aller Art erschweren – so eben auch die
Initiierung und Durchführung von Be-
triebsratswahlen. Partizipationschancen
sind für Leiharbeiter somit gegenüber 
„regulär“ Beschäftigten deutlich einge-
schränkt – egal ob im Einsatzbetrieb oder
in der Verleihfirma. Das Partizipationsdefi-
zit als typisches Prekaritätsmerkmal der
Leiharbeit, wie es die ältere Forschung im-
mer wieder konstatierte, bestätigt sich also
erneut (Kraemer/Speidel 2004).

6
Tarifverträge: 
Mindeststandards und
Lohnabstand

Die Neuregelung des AÜG mit seinem for-
malen Anspruch eines „equal treatment“
hat keineswegs eine faktische Gleichstel-
lung der Zeitarbeitnehmer ausgelöst. Das
Regulierungsmuster des „equal treatment“
war vielmehr von vornherein in Anleh-
nung an das niederländische Modell konzi-
piert, bei dem ein – wie auch immer gear-
teter – Tarifabschluss den Arbeitgeber von
der Gleichbehandlungspflicht entbindet.11

Wie zuvor schon in den Niederlanden hat
diese „Ausweichoption“ auch in Deutsch-
land eine rasante Tarifierungsbewegung
ausgelöst: Zum 30.6.2004 fielen nach Er-
gebnissen des IAB-Betriebspanels bereits
80 % aller Betriebe und knapp 90 % der Be-
schäftigten im Wirtschaftszweig Leiharbeit
unter ein einschlägiges Tarifabkommen –
weit mehr als in der Gesamtwirtschaft.
Die Unternehmerverbände „Bundesverei-
nigung Zeitarbeit Arbeitsvermittlung“
(BZA) und „Interessengemeinschaft Zeit-

arbeit“ (IGZ), sowie einige kleinere, wur-
den zu Arbeitgeberverbänden. Angesichts
der mit dem Branchenprinzip kollidieren-
den Zuordnungsproblematik der Zeitar-
beit schlüpfte der Deutsche Gewerkschafts-
bund (DGB) faktisch in die Rolle der tarif-
schließenden Partei – als Tarifgemeinschaft
seiner Mitgliedsgewerkschaften.

Daneben konnte die sonst in der Fläche
weitgehend bedeutungslose christliche Ge-
werkschaftsbewegung durch Unterbietung
der DGB-Abschlüsse einen Erfolg verbu-
chen und sich in den Kollektivabkommen
des Leiharbeitssektors verankern. Es domi-
niert die Form des Verbandstarifvertrags,
bei Fortbestand der Haustarifabkommen
einiger Großunternehmen, sodass die ge-
setzlich ausgelöste Tarifbewegung zu einem
Sieg des Flächentarifkonzeptes führte.

Arbeitgeber, die auf die Tarifierung ver-
zichtet haben und stattdessen die Entloh-
nungsbedingungen der Einsatzbetriebe
übernehmen, sind selten. Zwar weist das
IAB-Betriebspanel für 2004 einen Anteil
von rund 20 % nicht tarifgebundener Be-
triebe an allen Inhabern einer Verleiher-
laubnis aus. Da in der qualitativen Be-
triebsbefragung jedoch trotz intensiver Su-
che kein einziger tariffreier Verleihbetrieb
zu finden war, ist zu vermuten, dass es sich
beim Gros dieser nicht tarifgebundenen
Verleiher um inaktive Betriebe handelt, das
heißt um Betriebe, die ihre Verleihtätigkeit
vorübergehend oder dauerhaft nicht prak-
tizieren. Solche Betriebe stellen der Arbeit-
nehmerüberlassungs-Statistik zufolge re-
gelmäßig etwa die Hälfte der registrierten
Inhaber einer Verleiherlaubnis. Es gibt also
starke Indizien für die Annahme, dass fak-
tisch alle aktiven Verleihfirmen mittlerwei-
le tarifgebunden sind.

Resultat der Tarifbindung ist zweierlei:
Erstens eine faktische flächendeckende
Standardisierung der Arbeitsentgelte und
anderer Arbeitsbedingungen im Verleih-
sektor, selbst wenn bei höher qualifizierten
Leiharbeitern Abweichungen nach oben
durchaus üblich sein können und die Dif-
ferenzen der verschiedenen konkurrieren-
den Verbandsabkommen Wahlmöglichkei-
ten für die Betriebe offen halten. Auch sind
beispielsweise bei der Einstellung vormals
Arbeitsloser Unterschreitungen des Mini-
malstandards in Form von abgesenkten
Einstiegsentgelten möglich.

Zweitens resultiert eine Zementierung
der relativen „Schlechterstellung“ der Leih-
arbeiter gegenüber der Stammbelegschaft
aus der Tarifbindung: Fallstudien zeigen,

dass vor allem kommerzielle Leiharbeits-
firmen im Segment der Produktionshilfs-
tätigkeiten und der einfachen Dienstleis-
tungsarbeit, also im marktdominierenden
Segment, tatsächlich nach Tarif bezahlen –
und deren Tarifentgelte für Leiharbeit lie-
gen beträchtlich unter den Referenzwerten
des verarbeitenden Gewerbes. Das für die
Zeitarbeit charakteristische „wage gap“, der
Lohnabstand zur übrigen Wirtschaft
(Kvasnicka/Werwatz 2002), ist damit stan-
dardisiert und – zumindest momentan –
festgeschrieben. Im Sommer 2004 lagen die
regulären Leiharbeiterlöhne im Helferbe-
reich um mindestens 3 €, im Facharbeiter-
bereich um mindestens 2 € pro Stunde un-
ter den Referenzlöhnen im verarbeitenden
Gewerbe.

Auffällig ist auch, dass die Einstiegsent-
gelte der untersten Lohngruppen im Leih-
arbeitsbereich kaum als existenzsichernd
anzusehen sind. So sieht etwa der Tarif-
vertrag zwischen Christlichem Gewerk-
schaftsbund und der Mittelständischen
Vereinigung der Zeitarbeitsfirmen für 
Ostdeutschland einen Einstiegslohn von
5,60 € in der untersten Gruppe vor, dies
entspräche etwa einem monatlichen Brut-
to-Arbeitsentgelt von 850 € für Vollzeitar-
beit. Berechnungen des WSI auf Basis der
IAB-Beschäftigtenstichprobe setzen den
Schwellenwert für den Tatbestand der
Lohnarmut, das heißt der Armut trotz Voll-
erwerbstätigkeit, für Ostdeutschland mit
1.034 € brutto pro Kopf und Monat an
(Bispinck et al. 2004, S. 574ff) – also weit
höher als die Einstiegslöhne in Leiharbeit
selbst im Rahmen der DGB-Tarife. Auch
die gesetzlichen Mindestlöhne in anderen
europäischen Ländern (EU-15) liegen
ebenfalls deutlich über den tariflichen Ent-
gelten für neu eingestiegene Helfer im
Leiharbeitsbereich (Bispinck et al. 2004,
S. 574ff). Überdies zeigen sich einzelne
„schwarze Schafe“ der Branche durchaus

9 Zwar existieren vereinzelt Betriebsräte im Verleih-
sektor, beispielsweise bei den Branchenriesen
Randstad und Adecco, gleichwohl ergeben die Da-
ten des IAB-Betriebspanels 2003 kein statistisch
signifikantes Vorkommen von Betriebsräten im
Wirtschaftszweig Arbeitnehmerüberlassung.

10 In einem von der Universität Erlangen durchge-
führten Telefonscreening wurden mehr als 150 zu-
fällig ausgewählte Verleihfirmen aus allen Regio-
nen Deutschlands nach der Existenz von Betriebs-
räten befragt – ohne positives Ergebnis.  

11 Zum Vergleich der Leiharbeit in Deutschland und
den Niederlanden vgl. Jahn (2005), Wilkens
(2004).
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findig im Unterlaufen des Tarifabkom-
mens: So wurde in drei von 20 untersuch-
ten Verleihfirmen12 die Praxis angetroffen,
Leiharbeitsverhältnisse mit dem Ablauf der
Probezeit zu beenden, um nicht den Ein-
stiegslohn verlassen zu müssen. In diesen
Fällen werden Leiharbeiter dann gerne
nach einer Pause wieder eingestellt – er-
neut mit Probezeit und Einstiegslohn. Das
gesetzliche Verbot von Wiederholungsbe-
fristungen greift nicht, da es sich formal um
unbefristete Arbeitsverträge handelt.

Diese Befunde sind ein weiteres Indiz
dafür, dass Leiharbeit mitnichten eine Ar-
beit wie jede andere ist, sondern zumindest
in Teilbereichen Armuts- und Abstiegsrisi-
ken birgt – wie es für die „Zone der Preka-
rität“ (Castel 2000) charakteristisch ist. Der
Tarifierungsbewegung kommt das Ver-
dienst zu, diese Verhältnisse sichtbarer ge-
macht zu haben und dabei in einer vorher
weitgehend tariffreien Zone einen regulie-
rungspolitischen Meilenstein zu einer
künftigen Verbesserung der Situation der
Leiharbeitnehmerschaft gesetzt zu haben.
Doch eine faktische Verbesserung der Le-
bens- und Arbeitsverhältnisse der Leihar-
beitnehmer konnte mit diesem Tarifwerk
bislang nicht erreicht werden.

7
Resümee

Der betriebliche Flexibilitätsbeitrag der
Leiharbeit ist grosso modo eher nachran-

gig, kurzfristig und punktuell – doch es gibt
vor allem in Betrieben mit gewerblichen
Hochlohnarbeitsplätzen bemerkenswerte
Ausnahmen einer intensiven Nutzung von
Leiharbeit mit zentraler Bedeutung für die
betriebliche Flexibilität. Es ist offen, ob sich
die Leiharbeit über diese Inseln intensiver
und dauerhafter Nutzung hinaus auch in
der Fläche weiter ausbreiten und zu einem
zentralen Flexibilisierungsinstrument ent-
wickeln kann.

Dagegen spricht, dass Leiharbeit eine
typische Flexibilisierungsform von Ar-
beitsmärkten mit wenig Beschäftigungsfle-
xibilität darstellt und deswegen mit einer
allgemeinen Zunahme arbeitsmarktpoliti-
scher Flexibilität eher wieder an Bedeutung
verlieren könnte – wie die „Sättigungsten-
denzen“ des US- und des niederländischen
Leiharbeitsmarktes, aber auch die margi-
nale Rolle der Leiharbeit in Dänemark gut
zeigen.Weiterhin könnten sich eine zuneh-
mende, doch sozial ausgewogene Lohnfle-
xibilität – etwa durch betriebliche Öff-
nungsklauseln – und eine Erweiterung der
Befristungsmöglichkeiten als entscheiden-
des Hemmnis für eine Ausbreitung der
Leiharbeit erweisen.

Für ein weiteres Wachstum der Leihar-
beit sprechen hingegen ihre unproblemati-
sche Reversibilität, ihre Funktion als über-
betrieblich organisierte, schnell aktivierba-
re Kapazitätsreserve und ihre mittlerweile
etablierte Rolle in der Organisation von
sektoralen Jedermann/frau-Arbeitsmärk-
ten urbaner Zentren. Doch demgegenüber
steht das Risiko der Lohnarmut; Leiharbei-

ter sind nachweisbar häufiger von Kündi-
gung bedroht, in weniger anspruchsvollen
Tätigkeiten eingesetzt und bei vergleichba-
rer Qualifikation schlechter entlohnt. Sie
kommen seltener in den Genuss betriebli-
cher Weiterbildung und können nur einge-
schränkt an der betrieblichen Mitbestim-
mung teilhaben.

Zwar gibt es ein – minoritäres – Seg-
ment der Verleihbranche mit besseren Be-
dingungen, und auch der Arbeitskräftever-
leih in den Nebenzweckbetrieben erfolgt
unter besseren Modalitäten. Doch im
Großen und Ganzen, in den meisten Be-
trieben und an den meisten Arbeitsplätzen
bringt Leiharbeit nach wie vor typische Ri-
siken, Defizite und Unsicherheitszonen mit
sich. Leiharbeit ist also noch immer eine
prekäre Form der Organisation von Arbeit,
eine kompensatorische Risikoabsicherung,
daher eine arbeitspolitische Herausforde-
rung. Gegenstand der Arbeitspolitik sollten
deswegen die Lohnangleichung vor allem
im Bereich unterer Entgeltgruppen sowie
eine Einschränkung der Synchronisation
von Einsatz- und Beschäftigungsdauer
sein.Auch über Weiterbildungsfragen ließe
sich arbeitspolitisch nachdenken. Es wird
sich zeigen, ob die neuen Tarifverträge in
diese Rolle hineinwachsen können.

12 Die Auswahl erfolgte nicht unter Repräsentati-
vitäts- sondern unter Kontrastgesichtspunkten, die
jedoch das Kündigungsverhalten nicht einschlos-
sen.
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